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Bericht und Antrag 

des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 


zu der von der Bundesregierung vorgelegten Verordnung zur Änderung 
der Dritten Verordnung über steuerliche Konjunkturmaßnahmen 
—Drucksache 7/1459 — 


A. Prablem 

Im Zusammenhang mit den konjunkturpolitischen Beschlüssen 
der Bundesregierung vom Mai 1973 wurden die Sonderabschrei- 
bung nach § 7 b EStG und die degressive Abschreibung für be- 
wegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens nach § 7 
Abs. 2 EStG für ein Jahr ausgesetzt. Schon vor Fristablauf hat 
sich die Konjunkturentwicklung so weit stabilisiert, daß eine 
Aufhebung der Maßnahmen im Interesse einer kontinuierlichen 
Fortentwicklung liegt. 


B. Lösung 

Die Bundesregierung hat von ihrem Recht nach § 51 Abs. 2 
EStG Gebrauch gemacht und durch Rechtsverordnung die Auf- 
hebung der Maßnahmen ab 1. Dezember 1973 (degressive Afa) 
bzw. ab 1. Januar 1974 (§ 7 b EStG) verordnet. Der Bundesrat 
hat der Verordnung zugestimmt. 

Der Ausschuß empfiehlt dem Bundestag, ebenfalls zuzustimmen. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


C. Alternative 

keine 


D. Kosten 

Mindereinnahmen des Bundes von 100 000 000 DM (degressive 
Afa) und 15 000 000 DM (§ 7 b EStG) 
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Drucksache 7/1539 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Sprung 


Die Vorlage — Drucksache 7/1459 — wurde in der 
72. Sitzung des Deutschen Bundestages am 16. Ja- 
nuar 1974 an den Finanzausschuß und gemäß § 96 
der Geschäftsordnung an den Haushaltsausschuß 
überwiesen. Der Finanzausschuß hat über die Vor- 
lage am gleichen Tag beraten. 

Der Finanzausschuß empfiehlt, der Änderungs- 
verordnung zuzustimmen. Infolge der Dämpfungs- 
maßnahmen der Konjunkturpolitik hat sich das Kon- 
junkturklima im Laufe des Sommers abgekühlt. Die 
wirtschaftliche Lage war zwar auch in den Herbst- 
monaten noch durch einen hohen Auslastungs- und 
Beschäftigungsgrad gekennzeichnet, doch zeigten 
sich zunehmend Differenzierungen, die in einzelnen 
Bereichen zu erheblichen Schwierigkeiten führten. 


Insbesondere im Hochbau ist die Auftragslage rück- 
läufig. Durch die nicht vorhersehbare Entwicklung 
im Mineralölbereich hat sich die gesamtwirtschaft- 
liche Lage zusätzlich verändert. Dies wirkt auch 
dämpfend auf die allgemeine Investitionsneigung. 

Unter diesen veränderten Umständen befürwortet 
der Ausschuß im Anschluß an einen entsprechenden 
Beschluß des Bundesrates die vorzeitige Aufhebung 
der Sonderabschreibung für Einfamilienhäuser, 
Zweifamilienhäuser und Eigentumswohnungen (§ 7 b 
EStG) sowie der degressiven Abschreibung für be- 
wegliche Wirtschaftsgüter (§ 7 Abs. 2 EStG). 

Namens des Ausschusses bitte ich, dem Antrag 
zuzustimmen. 


Bonn, den 16. Januar 1974 


Dr. Sprung 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

der Vorlage — Drucksache 7/1459 — zuzustimmen. 

Bonn, den 16. Januar 1974 

Der Finanzausschuß 

Frau Funcke Dr. Sprung 

Vorsitzende Berichterstatter 
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